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:- "Zur Begründung wird darauf hingewiesen, dass mit diesem Wiederaufnahmean-
trag drt,r absolute Wiederaufnahmegrund 'des § 359 Nr. 1 StPO geltend gemacht 
wird. Das ge'S/sehts Srztliche Zeugnis ist in dem angegriffenen Urteil zur Stützung 
der Glaubwürdigkeit der Zeugin Petra Mol/8th herangezogen worden, womit der 
Einfluss dieses gefälschten Zeugnisses auf die Urreilsfindung unmittelbar bewie­
sen ist. Die Anorrtnung der Wiederaufnahme ist deshalb unabweisbar. 

Mit Schriftsatz vom 09.05.2013 (BI. 533/535) kOndlgte der Verteidiger des 
Verurteilten u. a. an, er werde - sollte bis zum Ende dlese.s Monats (gemeint ist 
Mai" ·di"e Sfrafkammer nicht" über ·den gen-iäß § 360 ·Abs. 2 Stp6 ·gestellten 
Antrag der Verteidigung entschieden haben - dies - im Sinne der von ihm vorab 
genannten Rechtsprechung - als stillschweigendes zur 
tung der Unterbringung unseres Mandanten verstehen und Sich alsdann mit einer 
Beschwerde an das Oberlandesgericht Nürnberg wenden. 

Mit Verfügung vom 16.05.2013 hat die Staatsanwaltschaft. Regensburg zu dem 
Antrag auf Unterbrechung der Maßregelvollstreckung Stel1ung genommen (BI. 
540/541), auf Jene 'wiederum der Vet'teidige(mit Schriftsatz vom 24.05.:2013, in 
dem er erneut auf die Unterbrechung der Vollstreckung (BI. 543/545) anträgt. 

Am 28.05.2013 fertigte die Vorsitzende der 7. Strafkammer des landgerichts 
Regensburg einen "Vermerk" (BI. 546/547), den sie per Fax an die (beiden) Ver­
teieJiger und die Staatsanwaltschaft Regensburg expedieren ließ (BI. 5481550) . 

Dieser Vermerk hat (auszugsweise) folgenden Inhalt: 

"Die Voraussetzungen gemtlß § 360 Abs. 2 StPO fOr eine Unterbreohung der Vollstre­
ckung der mit Urtel1 des Landgerichts N{Jrnberg-FOrth vom 8. August 2006 ausgesproche­
nen Anordm.mg der Maßregel des § 63 StGB pr:üft die 7. Strafkammer des Landg6richts 
Regensburg als ,zustiJndiges Wiederaufnahmegericht laufend von Amts wegen. ... 
mals mit SChriftsatz vom 7. MBi 2013 beantragte dsr Verteidiger, die VOllstreckung der 
durch das Urteil des Landgerichts NOrnberg-Farth vom B. August 2006 angeordneten Maß­
regel zu unterbrechen. Dsr Antrag wurde im SChriftsatz vom 9. Mai 2013 wiederholt. Die 

' ,,--, Schrifts8tze wurden der Staatsanwaltschaft zur Stellungnahme Obersandt, die dem Antrag 
mit VerfOgung vom 16. Mai 2013, eingegangen bel Gericht am 21. Mai 2013, nicht beige­
treten ist. (m Hinblick auf die Komple-xität der in den beiden WiederBufnahmeantrlilgen dar­
gelegte Sech- und Rechtslage kann derzeit noch keine hinreichend konkrete EinscMtzung 
zu den Erfolgsaussichten der WiederaufnahmeantNige abgegeben werden. Eine Entsohei· 
dung nach § 360 Abs. 2 StPO unterbleibt daher .vorerst, da noch nicht beurteilt werden 
kann, ob die behaupteten Tatsachen LInd die benannten Beweise einen solchen Grad in­
nerer Wahrscheinlichkeit haben. dass die Vollstre.ckung bedenklich ersCheint (vgl. Mayer­
GOßner, StPO, 56. Auflage, 2012, § 36D, Rdnr. 3). Nach voriSufiger Einschltlung er­
SCheint der Kammer auch das Vorbringen im Hinblick auf eine unechte Urkunde gemäß § 
359 Nr. 1 StPO nicht zwingend als zulässiger Wiederaufnahmeg(und . .. 

Gegen diesen Vermerk hat Rechtsanwalt Dr. Strate mit Schriftsatz vom 
28.05.2013, eingegangen sm sei ben Tag beim Landgericht Regensburg (BI. 
.551/554) Beschwerde eingelegt und diese begrOndet. 
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. ~ . 'i- Mit Schriftsatz vo~ 29.05.2013, eingegangen am selben Tag beim Landgericht 
Regensburg (BI. 555/556) hat Rechtsanwalt Dr. Strate die Beschwerde vom 
28.05.2013 ergänzt und dabei klargestellt, dass "sie sich nioht gegen die als "Ver­
merk" bezeichnete Erklärung der Vorsitzenden Richterin richtet, sondern gegen 
die aus dem Inhalt des Vermerks heNorgehende, offenbar von allen Mitgliedern 
der Str8fkammer getragene Kundgebung des Entschlusses, zur Zeit nicht aber 
den gemäß § 360 Abs. 2 StPO gestellten Antrag auf UnterbreChung der Strafvoll­
streckung befinden zu wollen. " 

Am' ··31.0~f2·Ö13 fertigte' die VÖrSi~ende der 7'. Strafkammer des Landgerichts 
Regensburg einen weiteren .Vermerk", wonach eine Abhitfeentscheidung nicht 
veranlasst sei, da keine be'Schwerdefätlige Entscheidung vorliege. Bei dem ange­
griffenen "Vermerk" handele es sich um einen "internen Vermerk, der den Verfah­
rensstand dokumentiert". Anschließend verfügte sie die Übersendung der o. g. 
(Erst-) Akten an die. Staatsanwaltschaft Regensburg zum Zwecke der Aktenvorla­
ge an das OLG Narnberg, • die ausdrücklich. verlangt" werde" (BI. 558/559). 

Die Akten gingen am 31 .05.2013 bei der Staatsanwaltschaft Regensbui"g ein und 
wurden dem Sachbearbeiter am 03.06.2013 vorgelegt. 

Hiermit werden die.Akten nunmehr zur Herbeifahrung einer Entscheidung des zu- . 
ständigen Strafsenats des OLG Narnberg vorgelegt. 


